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Siebzehnte Verordnung
zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus

Vom 11. August 2020

Aufgrund des
1. § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni
2020 (BGBl. I S. 1385),

2. § 89 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung vom 14. Januar 2005 (GVBI. I
S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. Mai 2020 (GVBI. S. 318),

verordnet die Landesregierung:

1. Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) In Schulen und sonstigen Ausbil-

dungseinrichtungen nach § 33 Nr. 3 des
Infektionsschutzgesetzes ist, mit Ausnah-
me des Präsenzunterrichts im Klassen-
oder Kursverband, eine Mund-Nasen-Be-
deckung nach § 1a Satz 2 zu tragen;
§ 1a Satz 3 findet Anwendung. Die Pflicht
nach Satz 1 kann durch Entscheidung
der Schulleiterin oder des Schulleiters
nach Anhörung der Schulkonferenz nach
§ 130 des Hessischen Schulgesetzes
ganz oder teilweise ausgesetzt werden;
vor der Entscheidung kann die Beratung
durch den schulärztlichen Dienst nach
§ 1 Nr. 6 der Verordnung über die Zulas-
sung und die Ausgestaltung von Untersu-
chungen und Maßnahmen der Schulge-
sundheitspflege vom 19. Juni 2015
(GVBI. S. 270) in der jeweils geltenden
Fassung in Anspruch genommen wer-
den. Die Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts zur Hygiene sind wo immer
möglich zu beachten. Die infektions-
schutzrechtlichen Befugnisse der Ge-
sundheitsämter, auf ein schulbezogenes
Ausbruchsgeschehen zu reagieren, blei-
ben unberührt. § 1 Abs. 1 Satz 2 der Co-
rona-Kontakt- und Betriebsbeschrän-
kungsverordnung vom 7. Mai 2020
(GVBI. S. 302, 315), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 11. August 2020
(GVBI. S. 538), findet keine Anwendung.“

2. Abs. 5 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Auf Antrag werden Schülerinnen,
Schüler und Studierende, Lehrkräfte,
sozialpädagogische Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von der Teilnahme am
Präsenzunterricht im Klassen- oder
Kursverband an den öffentlichen
Schulen befreit, wenn sie oder Perso-
nen, mit denen sie in einem Haus-
stand leben, bei einer Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus aufgrund ei-
ner vorbestehenden Grunderkran-
kung oder Immunschwäche dem Risi-
ko eines schweren Krankheitsverlaufs
ausgesetzt sind.“

b) In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 1“ ge-
strichen.

Artikel 11)
Änderung der Verordnung

zur Bekämpfung des Corona-Virus
Die Verordnung zur Bekämpfung des Co-

rona-Virus vom 13. März 2020 (GVBI.
S. 150), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 1. Juli 2020 (GVBI. S. 473), wird wie
folgt geändert:
1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 1 und 2 wird durch fol-
genden Satz ersetzt:
„Von § 1 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst
sind Personen, die über ein ärztliches
Zeugnis nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung zur Testpflicht von Einrei-
senden aus Risikogebieten vom
6. August 2020 (BAnz. AT 07.08.2020
V1) verfügen und dieses dem zustän-
digen Gesundheitsamt auf Verlangen
unverzüglich vorlegen.“

b) Abs. 3a Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Personen nach Abs. 3, die in Einrich-
tungen nach § 23 Abs. 3 oder § 36
Abs. 1 Nr. 2 bis 7 des Infektions-
schutzgesetzes tätig sind, müssen bis
zum 14. Tag nach ihrer Einreise wäh-
rend dieser Tätigkeit persönliche
Schutzausstattung nach den jeweili-
gen Kriterien des Robert Koch-Insti-
tuts zur Vermeidung des Weitertra-
gens von Infektionen mit SARS-CoV-2
tragen.“

2. In § 5 Satz 2 wird die Angabe „16. August
2020“ durch „31. Oktober 2020“ ersetzt.

Artikel 22)
Änderung der Zweiten Verordnung

zur Bekämpfung des Corona-Virus
§ 3 der Zweiten Verordnung zur Bekämp-

fung des Corona-Virus vom 13. März 2020
(GVBI. S. 153), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 20. Juli 2020 (GVBI. S. 502),
wird wie folgt geändert:

Artikel 33)
Änderung der Corona-Kontakt- und
Betriebsbeschränkungsverordnung
Die Corona-Kontakt- und Betriebsbe-

schränkungsverordnung vom 7. Mai 2020
(GVBI. S. 302, 315), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 20. Juli 2020 (GVBI.
S. 502), wird wie folgt geändert:
1. § 2 Abs. 4 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

’) Ändert FFN 91-54
2) Ändert FFN 91-55
3) Ändert FFN 91-61
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zehrbereich des Marktes erfolgen;
Abs. 2 Satz 1 gilt für den Zeitraum
des Verzehrs nicht.“

3. § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt ge-
ändert:
a) Buchst, d wird aufgehoben.
b) Die bisherigen Buchst, e und f werden

Buchst, d und e.
4. In § 5 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „einzu-

halten“ durch die Wörter „wo immer mög-
lich zu beachten“ ersetzt.

„2. das Personal eine Mund-Nasen-Be-
deckung im Sinne des § 1 Abs. 6
Satz 2 trägt,“

2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „Wo-

chenmärkte, Flohmärkte“ durch „Wo-
chenmärkte und Spezialmärkte, bei-
spielsweise Floh- und Weihnachts-
märkte, sowie vergleichbare Verkaufs-
veranstaltungen“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:
„Der Verzehr von Speisen und Ge-
tränken auf einem Wochen- oder Spe-
zialmarkt oder einer ähnlichen Ver-
kaufsveranstaltung darf nur am Rand
des Marktes außerhalb üblicher Ver-
kehrswege oder in einem dafür aus-
gewiesenen und abgegrenzten Ver-

Artikel 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 11. August 2020
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